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Bei der Auswahl eines Pflegeheimes sollten 

die Voraussetzungen stimmen 
 

Wenn ein  Pflegebedürftiger  nicht  mehr in  der  eigenen Häuslichkeit  familiär
oder professionell gepflegt und betreut werden kann, dann bleibt leider in der heutigen
Zeit  nur die Unterbringung in einem Pflegeheim. Die Auswahl ist  groß, auch in der
näheren Umgebung. Ob es ein gut geführtes Haus ist, muss dann schnellstens geklärt
werden. Überwiegend zahlen dafür die Pflegebedürftigen einen hohen Preis, obwohl
die finanziellen Zuzahlungen für 50 bis 60% aller Rentner nicht voll leistbar sind. Dann
müssen  sich  die  Angehörigen  oder  das  Sozialamt  finanziell  daran  beteiligen.
Billigpflege  durch  Wundliegen,  Unterernährung  und  fehlende  Verabreichung  einer
ausreichenden Flüssigkeit sind nicht selten traurige Gegebenheiten. Von Fixierungen
oder medikamentösen Ruhigstellungen in einigen Häusern ganz zu schweigen.                  Günter Steffen   
 Der Eindruck ist sicher nicht falsch, zu behaupten, diese Gesellschaft, also die Solidargemeinschaft
und die Parteien wollen nichts oder viel zu wenig in eine Altenarbeit investieren, weil die Bedürftigen so oder
so geistig und körperlich demnächst verfallen. Die Familienangehörigen haben in der Regel wenig Zeit, sich
umzusehen, ob die Unterbringung und Versorgung ihres nahen Angehörigen akzeptiert werden kann. Es gibt
Klärungsbedarf, ob es sich um gute oder schlechte Einrichtungen handelt. 

Bei der Sammlung der Fakten sollte man die vergebenen Pflege-Noten nicht berücksichtigen, denn
Noten  von  2  und  schlechter  sind  eigentlich  gar  nicht  vergeben  worden.  Nur  wenn  die  folgenden
Voraussetzungen  gegeben  sind,  sollte  man  Angehörige  guten  Gewissens  in  einer  stationären
Pflegeeinrichtung unterbringen und einen Vertrag schließen. Dabei sind folgende Punkte zu beachten:

 - Eine gute und schnelle Erreichbarkeit für Verwandte und Bekannte sind ebenso wichtig wie Erreich-
barkeit von Restaurants und Geschäften. Also Unterbringung möglichst nahe am gesellschaftlichen 
Leben.

 - Ganz wichtig sind die Gegebenheiten von Wohnen, Verpflegung und Freizeit. Es muss geklärt wer-
den, ob die Räume sauber und individuelle Möbel mitzubringen sind. 
Ist der Speiseplan ausgewogen? Sind Speisen und Getränke auch außerhalb der Mahlzeiten zu  
bekommen?

 - Gibt  es  umgesetzte  Freizeitaktivitäten,  Ausflüge,  Geburtstagsfeiern  u.a.  und  sind  derartige  
Planungen auch zukünftig vorhanden?

 - Wie ist der Ablauf bei schönem Wetter? Gehen Mitarbeiter mit den Bewohnern in den Garten oder 
auf die vorhandene Terrasse?

 - Wie ist der Geruchseindruck in den Räumen und auf den Fluren? 
 - Wie sind die ärztlichen Routinebesuche geregelt? Kommen auch Fachärzte regelmäßig?

Von unseren Politikern höre ich leider nicht,  dass wir  die alten Menschen nicht  mehr isolieren, sondern
Wohnstätten zu sozialen Zentren machen sollten, in denen auch die Jüngeren ihre kulturellen Lebensräume
einrichten und bereit sind, ein Zusammenleben zu praktizieren.                                                 Günter Steffen
 

 "Ich fühle mich nicht alt, 
weil ich so viele Jahre hinter mir habe, 

sondern weil nur noch so wenige vor mir liegen." 
                                                              (Ephraim Kishon) 
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  Eingangsscreening noch nicht wirksam genug

Mit großem Interesse habe ich den Bericht
„Zehnpunkteplan  gegen  Keime“  (DURCHBLICK
Nr.184-  Mai  2015)  gelesen.  Ich  habe  selbst  ein
lebensgefährliches  Abenteuer  mit  diesen  Keimen
hinter mir.

Im  Frühjahr  2014  stand  bei  mir  eine
lebensbedrohliche,  große  Bauch-OP an.  Bei  der
ambulanten Voruntersuchung durch den Professor
waren Keime kein Thema, erst bei der stationären
Aufnahme  kam  die  Frage,  ob  ich  z.B.  mit
Pflegekräften in Kontakt käme. Als ich das bejahte,
wurde ein Abstrich im Mund-Rachenraum gemacht
-  wohlgemerkt  einen  Tag vor  der  OP!  Nach  der
über acht  Stunden dauernden OP fand ich mich
isoliert auf der Intensivstation wieder, da man erst
jetzt festgestellt hatte, dass ich mit MRSA infiziert
war! Man hat mich also während dieser OP dem
Risiko ausgesetzt,  meine riesige Wunde mit  den
eigenen Keimen zu infizieren.  Auch die Wochen
danach war ich in einem Isolierzimmer, so wurden
zwar die anderen Patienten der Station geschützt,
ich hatte aber weiter mit den Keimen zu kämpfen. 

Ich frage mich immer wieder, weshalb es in
Deutschland nicht,  wie z.B. in den Niederlanden,
obligatorisch  ist,  rechtzeitig  vor  der  OP einen
Abstrich zu machen, damit  man als Patient nicht
unwissentlich in eine solch mißliche Lage, wie ich
sie erleben musste, manövriert wird.         K.N.
(Name ist der Redaktion bekannt)

Anmerkung der  Redaktion:   Die  Forderung,  in
allen  Bremer  Krankenhäusern  verbindlich  ein
frühes  Eingangsscreening  einzuführen,  wird  von
der Bremer Seniorenvertretung unterstützt. Sie hat
bereits  im  Februar  2015  beim  Senator  für
Gesundheit  generell  die  Verbesserung  der
Hygienemaßnahmen  in  allen  Krankenhäusern
gefordert  (vgl.  DURCHBLICK  184,  Mai  2015)
gefordert.  In  seiner  Antwort  bestätigte  der
Gesundheitssenator  die  Priorität   der  Einhaltung
von Hygienevorschriften. Die Überwachung sei auf
hohem Niveau gesichert.  Nach  dem o.a.  Bericht
scheint  jedoch  das  wichtige  Eingangsscreening
noch nicht  hundertprozentig zu funktionieren.  

           Die Politik schaut zufrieden zu!

Die  Ankündigung  des  Spitzenverbandes
der  gesetzlichen  Krankenversicherung,  bis  zum
Jahr 2019 den Zusatzbeitrag für Arbeitnehmer und
Rentner  gegenüber  heute  zu  verdoppeln,  spricht
Bände. Demnach sollen die Kassenbeiträge dann
um 240 € bis 540 € im Jahr steigen.   Und warum?

Weil unter dem Deckmantel  von mehr Bürokratie
dieser  Bundesregierung  Strukturen  erweitert
werden,  die  für  Ärzte  in  den  Praxen,  für
Krankenhäuser,  für  die  Pharmaindustrie  u.a.  ein
lukratives  Geschäft  werden.  Es  ist  ein  Unding,
dass  der  Staat  sich  aus  allem  heraushält  und
Strukturen  vorgibt,  die  die  Partner  im
„Gemeinsamen  Bundesausschuss Ärzte/Kranken-
kassen/Krankenhäuser“  zu  Lasten  der  Beitrags-
zahler  und  Versicherten  durch  Anhebungen  der
Vergütungen  und  Beiträge  auslösen.  Der  Deck-
mantel der Zusatzbeiträge – ohne Beteiligung der
Arbeitgeber –  wird  als  Wettbewerb der  Kranken-
kassen untereinander verkauft.  Die vielen Milliar-
den  Euro  Ausgaben  ohne  Krankheitsbegrün-
dungen dürfen die Krankenkassen vollziehen, und
die Politik schaut zufrieden zu.
                                   Günter Steffen, Lemwerder

      Zur Diskussion gestellt
von Gerd Feller

Unsensibles Verhalten:
GEMA verlangt Gebühren
 fürs Volkslieder-Singen

Auf  diese  Überschrift  beziehen  sich  ein
Beitrag in den Schleswiger Nachrichten (09.05.15)
und  eine  Internet-Seite  (11.05.15).   Worum geht
es?

Einmal  im  Monat  traf  sich  bisher  ein
Singkränzchen von zehn älteren Damen in einem
kleinen Café am Ortsrand von Fahrdorf/Schleswig-
Holstein, um gemeinsam zu singen, und zwar alte
Volkslieder. Dieser  Kreis ist der letzte Rest einer
einst  viel  üppigeren  Kulturarbeit,  die  Menschen
und  Generationen  zusammenführen  sollte.  Bis
heute hielt  die 77jährige Initiatorin den Gesangs-
kreis  aufrecht,  damit  sich  einige  alte  Menschen
ablenken und ein wenig Freude genießen konnten.
Damit dürfte nun Schluss sein.  

Wie  es  in  den  Medien  heißt,  teilte  Ende
April 2015 die GEMA der Besitzerin des Cafés mit,
sie müsse für das Musizieren bezahlen, denn es
sei nicht ausgeschlossen, dass die älteren Damen
mit  ihrem  Gesang  gegen  Urheberrechte verstie-

   (Fortsetzung auf Seite 3)

Seniorenforum

Das  Seniorenforum  ist  eine  Rubrik,  die  allen
interessierten  Mitgliedern  der  Seniorengeneration
die  Möglichkeit  bietet,  ihre  Meinungen  und
Gedanken  vorzutragen.  Die  Beiträge  werden  von
der  Redaktion  aus  den  Zuschriften  ausgewählt,
können gekürzt werden und geben die persönliche
Auffassung  ihrer Verfasser wieder.  Voraussetzung
für  die  Veröffentlichung  ist,  dass  der  Name  des
Autors  genannt  wird  und  dessen   postalische
Adresse vorliegt. Ein Anspruch auf Veröffentlichung
besteht nicht.
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ßen.  Herausgefunden  habe  die  GEMA  diese
Einnahmequelle  durch  wohl  bundesweite  syste-
matische  Auswertung   von  Zeitungsartikeln,  in
denen von solchen Events berichtet wird. 

Die  Gesellschaft  für  musikalische  Auffüh-
rungs-  und  mechanische  Vervielfältigungsrechte
(GEMA)  ist  seit  1933  staatlich  legitimiert,  die
Urheber- und Nutzungsrechte für diejenigen Kom-
ponisten,  Textdichter  und  Verleger  von  Musik-
werken  wahrzunehmen, die  als  Mitglied  in  ihr
organisiert sind. Die rechtliche Lage besagt, dass
für  öffentliche  musikalische  Veranstaltungen eine
GEMA-Anmeldung  und  eine  Gebührenzahlung
fällig  sind,  wobei  allerdings  die  Tarifstruktur  sehr
komplex sein soll.   Darauf  kann der Nutzer,  also
auch der Sängerinnenkreis aus Fahrdorf, wohl nur
dann  verzichten,  wenn  die  Veranstaltung  nicht
öffentlich und/oder die Urheber der Liedertexte und
Melodien seit mehr als 70 Jahren verstorben sind.

Generell ist dagegen nichts zu sagen, aber
in diesem Fall geht es um Volkslieder, die man von
Kunstliedern  unterscheidet.  „Ein  Volkslied  ist ein
Lied, das die weitestmögliche Verbreitung in einer
sozialen  Gruppe  und  durch  diese  findet.
Volkslieder  lassen  sich  nach  musikalischen,
sprachlichen,  gesellschaftlichen  und  historischen
Merkmalen unterscheiden. Gemeinsame Sprache,
Kultur  und  Traditionen  kennzeichnen  sie. Die
textliche  und  musikalische  Erscheinung  weist
dabei  regional  verschiedene  Eigenheiten  auf,  ist
aber  nicht  immer  räumlich  zuzuordnen“
(Wikepedia).  Volkslieder  bringen  elementare
Daseinserfahrungen zum Ausdruck, haben sich im
Volk verbreitet und verankert und ihre Dichter und
Komponisten  sind  oft  unbekannt  geblieben,  und
viele von diesen sind länger als 70 Jahre tot. Die
Existenz der Lieder hängt aber wesentlich davon
ab,  ob  sie  von  Generation  zu  Generation  vom
Volksmund tradiert  werden.   Heute drohen viele
dieser  Lieder  allmählich  in  Vergessenheit  zu
geraten. Die Menschen, die das verhindern wollen,
und  das  sind  besonders  die  Alten,  tragen  zur
Bewahrung dieses Liedguts bei.   

Wie  man  lesen  konnte,  singen  die  alten
Damen in Fahrdorf  gerne „Am Brunnen vor  dem
Tore“,  „Im  Frühtau  zu  Berge“,  „Hoch  auf  dem
gelben  Wagen“  oder  „Es  tönen  die  Lieder“.  Das
alte  Gedicht  „Der  Lindenbaum“  (1823
veröffentlicht)  ist  z.B.  vor  1860  von  Philipp
Friedrich Silcher vertont  worden. Da dürfte kaum
eine  GEMA-Gebühr  anfallen.  „Im  Frühtau  zu
Berge“  ist  die  deutsche  Version  eines  schwedi-
schen  Wanderlieds.  Der  Text  ist  vor  1944
geschrieben. Es ist  nicht  sicher,  wer die Melodie
komponiert hat. So stellt sich die Frage, ob man  in
solchem Fall  überhaupt  Gebühren  erheben  darf.
Die  beiden  anderen  Lieder  wurden  im  20.Jh.
vertont.  Da  scheint  die   Frage  „Zahlen?“  oder
„Nicht zahlen?“ leichter zu klären sein.  

Unklar  dürfte  es  auch  bleiben,  inwieweit
die  Treffen  der  sangeslustigen  alten  Damen  als
öffentlich  definiert  werden  könnten.  Sie  werden
weitgehend unter  sich bleiben,  und irgendwelche
finanziellen Einnahmen wird es auch nicht geben.

Was  die  GEMA  jedenfalls  mit  ihren
Maßstäben im Fall Fahrdorf erreicht hat, das ist die
Schließung  des  Altentreffpunkts  im  Fahrdorfer
Café, weil weder die Wirtin, selbst schon über 70
Jahre  alt,   noch  die  alten  Damen  die  GEMA-
Gebühren aufbringen können. 

Ist  das  nicht  toll?  Da  predigen  die
Geriatrie-Sachverständigen,  wie  wichtig  für  alte
und auch für demente Menschen das Singen ist,
da  kämpfen  Seniorenorganisationen  und  deren
ehrenamtliche  Mitarbeiter  dafür,  dass  zur
Vermeidung von Einsamkeit und zur Erhaltung der
Teilhabe  am  gesellschaftlichen  Leben  das
gemeinsame  Spielen  und  auch  Singen  an
Begegnungsorten  jeglicher  Art  eine  sehr  große
Bedeutung haben,  da wird auch versucht, durch
solche Veranstaltungen Altersarmut erträglicher zu
machen, und was macht die GEMA? Es genügt ihr
nicht,  dass  zugeordnete  Seniorenorganisationen
Pauschalbeträge für musikalische Veranstaltungen
leisten,  sie  torpediert  unsensibel  das  Senioren-
Angebot  des  gemeinsamen  Singens  von
Volksliedern  und  kassiert  dafür  ab.  Recht  hin,
Recht her, man könnte das Verhalten der GEMA
bereits als Altersdiskriminierung bewerten.

Inzwischen soll die GEMA im Fall Fahrdorf
einen Rückzieher gemacht haben, wahrscheinlich
auf Druck der Öffentlichkeit. Wenn dem so ist, wird
damit  eigentlich  bestätigt,  dass  es  in  der
Gebührenordnung der  Institution  eine  Grauzone
gibt.  Bei  unangreifbaren  Fakten  hätte  die  GEMA
nie  eingelenkt.  In  diese  Grauzone  muss  Licht
gebracht werden.
Ich schlage vor: 
1.  Die  Landesseniorenvertretungen  und  die
Bundesarbeitsgemeinschaft  der  Landessenioren-
vertretungen  (BAG  LSV)  sollten  sich   dieser
Angelegenheit  annehmen  und  sich  dafür
einsetzen,  dass  die  GEMA  eine  eindeutige,
einfache  Gebührenordnung schafft. Es sollte z.B.
klar definiert sein, dass ein gemeinsames Singen
und Musizieren alter Menschen in Heimen oder  in
anderen  Räumlichkeiten  nicht  als   öffentliche
Veranstaltung gewertet wird, vor allem dann nicht,
wenn  solche  Singkreise  ehrenamtlich  geführt
werden  und  keinerlei  Geldeinnahmen  mit
Gewinnen erzielen. 
2.  Man  sollte  auch  das  gegenwärtige
Anmeldeverfahren  auf  Angemessenheit  für  die
Seniorinnen/Senioren überprüfen. Es setzt nämlich
voraus, dass sich die alten Menschen als Nutzer
nicht  nur  in  der  Geschichte  der  Texte  und
Kompositionen kundig machen, sondern  auch die 
GEMA-Mitgliedschaft   der   jeweiligen  Urheber
                             (Fortsetzung auf Seite 4)

http://de.wikipedia.org/wiki/Lied
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überprüfen  müssen,   um  beurteilen  zu  können,
was anmeldepflichtig ist  oder nicht.   Da ergeben
sich,  wie  oben angedeutet,  oft  Zweifel  und dann
auch Fehler. Gerade alte Menschen werden durch
bürokratische Akte von der Durchführung sinnvoller
Dinge abgehalten.   

Im  Musikgeschäft  werden  viele  Millionen
Euro  verdient.  Da  sollten  die  Institutionen  der
Altenhilfe und auch die Politik nicht zuschauen, wie
alte,  teils  demente   und  häufig  auch  mittellose
Menschen  für  ein  wenig  Singen  und  Musizieren
abgezockt und der Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben beraubt werden. Ein Fall wie Fahrdorf darf
sich  nicht  wiederholen.  Die  GEMA  und  ihre
Mitglieder werden deshalb gewiss nicht darben. 
            Gerd Feller

Aus der Senioren-
Vertretung der

Stadtgemeinde Bremen

Nachlese zum 9. Bremer
Palliativkongress

Am  20.  und  21.3.2015  besuchte  ich  im
Auftrag  der  Bremer  Seniorenvertretung  den  9.
Bremer Kongress für Palliativmedizin in der Glocke
in  Bremen.  Die  Themen  bewegten  sich  im
medizinischen,  im  ethischen,  und  im
gesellschaftlichen Bereich. 

Im  medizinischen  Bereich  stand  u.a.  die
Frage  zur  Diskussion,  welche  Rolle  bei  der
Schmerzlinderung Opioide spielen und wie sie zu
verabreichen  sind.  Des  weiteren  wurden
Krankheitsfälle  und  Therapiekonzepte   bei  Übel-
keit, Erbrechen, Strahlentherapie etc. besprochen.
Für  den  Patienten  mit  einem  fortgeschrittenen
Krebsleiden,  das  sich  im  Endstadium  befindet,
bestehen  zwei  Möglichkeiten,  entweder  die
Fortsetzung  einer  belastenden  tumorspezifischen
Therapie  trotz  geringster  Aussicht  auf
Lebensverlängerung  oder  aber  eine  Palliativ-
therapie  zur  Leidensminderung,  womit  eine
möglichst  friedliche  letzte  Lebenszeit  und  ein
würdiger Abschied  ermöglicht werden.

Die  Palliativmedizin  muß  sich  auch  mit
Veränderungen  auseinandersetzen.  Ursprünglich
war die Palliativstation als etwas Vorübergehendes
betrachtet  worden,  d.h.  der  Patient  konnte  nach
der  Schmerzbehandlung  das  Krankenhaus  oder
die  Station wieder verlassen.  Dr.  Reiner  Schäfer
aus Würzburg berichtet, dass mittlerweile 76% der
Patienten  auf  der  Palliativstation   versterben.  Er

ging auch darauf ein, welche Belastungen  für die
Ärzte  und  das  Pflegepersonal  damit  verbunden
sind. Sie  fühlen sich dem ärztlichen Eid zu heilen
verbunden und erleben den Tod ihrer Patienten als
Niederlage.

Im  ethischen  Bereich  wurde  über  Würde
und  würdiges  Sterben  diskutiert.   Häufig  wird
Würde  mit  Selbstbestimmung  in  Verbindung
gebracht. Da stellt sich die Frage, inwieweit man in
einem Krankenhaus würdig sterben kann. Für mich
bedeutet  würdig  zu  sterben,  dass  auf
lebensverlängernde  Maßnahmen  wie  Infusionen,
Transfusionen,  Anschluss  an  eine  Herz-Lungen-
Maschine  etc.,  eben  auf  alles,  was  medizinisch
noch  notwendig  erscheint,  verzichtet  wird.  Ich
möchte  stattdessen  über  mein  Ende  selbst
bestimmen  dürfen  und  in  Ruhe,  Frieden  mein
Leben  abschließen,  begleitet  von  einem
Menschen,  der  sich  mir  verbunden fühlt  und  für
mich da ist.

In  den  Diskussionen  über  Fragen  im
gesellschaftlichen  Bereich  spielte  die  Patien-
tenverfügung  eine  große  Rolle.  Dr.  Franco  Rest
befasste  sich  mit  dem  Problem,  ob  Patien-
tenverfügungen den Einstieg  in  die  Euthanasie-
Akzeptanz  bedeuten?   Weitere  Referate  behan-
delten das Problem des Suizid. Dabei ging es  um
die  Beihilfe  zum  Freitod.  Hier  scheiden  sich  die
Geister.  Über  die  Frage,  wie  Sterbehilfe  zu
definieren  und  unter  welchen  Umständen  sie
akzeptabel und straffrei ist, dürfte noch einige Zeit
debattiert werden. 

Was habe ich für mich aus der Teilnahme
am Palliativkongress  gelernt?  Menschen  mit  der
Diagnose einer fortgeschrittenen Tumorerkrankung
brauchen Beratung und Unterstützung. Es müßte
eine  Beratungsstelle  für  Palliativmedizin  geben.
Die  Beratung  würde  auch  den  Angehörigen  von
Schwerstkranken  helfen,  und  der  Wunsch  nach
Sterbehilfe  könnte  durch  eine  qualifizierte   Be-
ratung  gemindert  werden.  Der  Ausbau  von
palliativen  Teams,  die  in  Krankenhäusern  die
ärztlichen  Kollegen,  die  schwerstkranken  Men-
schen und deren Angehörige beraten oder die für
eine häusliche palliative Betreuung zur Verfügung
stehen, ist dringend erforderlich.                        

                 Margret Krolow

Das erste Pflegestärkungsgesetz –
Beispiele aus der Praxis

Am  01.  Januar  2015  trat  das  erste
Pflegestärkungsgesetz (PSG I) in Kraft. Leistungen
für Pflegebedürftige und ihre Angehörigen wurden
spürbar  ausgeweitet.  Der  individuellen  Situation
der Versicherten wird mehr Beachtung geschenkt. 

Die  Veränderungen  betreffen  viele
Bereiche: Anstieg des Pflegegeldes, Finanzierung 

           (Fortsetzung auf Seite 5)

   Gesundheit und Pflege
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von  Pflegehilfsmitteln  oder  Pflegesachleistungen
(z.  B.  der   Einsatz   eines   ambulanten
Pflegedienstes)  für  die  häusliche  Pflege,
Unterstützung  pflegender  Angehöriger,
Verbesserung  von  Leistungen  in  der  stationären
Pflege; um nur einige zu nennen.

Ein  Beispiel  ist  die  Entlastung  der
pflegenden  Angehörigen.   Unterstützungsleistun-
gen können nun noch individueller auf die konkrete
Situation angepasst werden. So können Angebote
zur  Kurzzeit-,  Verhinderungs-  und  Tages-  und
Nachtpflege  ausgebaut  oder  auch  kombiniert
werden. Auch steigen die Zuschüsse für häusliche
Umbaumaßnahmen.  Und  für  Betreuungs-  und
Entlastungsangebote  stehen  auch  im  häuslichen
Bereich mehr Betreuungskräfte zur Verfügung.  

Hier  profitiert  auch  die  stationäre  Pflege
von  der  neuen  Gesetzgebung.  Die  stationären
Einrichtungen  erhalten  die  Möglichkeit,  mehr
zusätzliche  Betreuungskräfte  einzustellen.  Nicht
nur das; auch der Kreis der berechtigten Personen
wurde  auf  alle Pflegebedürftigen  ausgedehnt.
Bisher  war  es  so,  dass  lediglich  Personen  mit
dementiellen oder psychischen Beeinträchtigungen
diese Leistung in Anspruch nehmen konnten. Das
verbessert  den  Pflegealltag  in  den  voll-  und
teilstationären Pflegeeinrichtungen.  

Diese  zusätzlichen  Betreuungskräfte
unterstützen  und  aktivieren  die  Bewohner  in  der
Bewältigung  des  Alltages.  Sie  stehen  ihnen  für
Gespräche  zur  Verfügung,  unterstützen  beim
Herstellen  gegenseitiger  Kontakte  und  vermitteln
Orientierung  und  Sicherheit  im  Alltag.  Dadurch
können  Ängste,  Fragen  oder  Unsicherheiten  der
betroffenen  Bewohner  reduziert  werden.  Die
zusätzlichen  Betreuungskräfte  sind  verantwortlich
für  die  Planung  und  Durchführung  von
tagesstrukturierenden  und  aktivierenden  Einzel-
und  Gruppenangeboten,  die  sich  an  den
Bedürfnissen,  Erwartungen,  den  Interessen,  den
Befindlichkeiten  und  den  Fähigkeiten  der
Bewohner  orientieren.  Dabei  spielt  die
Biografiearbeit  eine  entscheidende  Rolle.

Erika Groll
(Quelle: www.bmg.bund.de)

Krankenhäuser – überwiegend nur noch
Medizinbetriebe zum Geldverdienen

 
Bei  der  Einführung  der  DRG  (diagnose-

bezogenen) Fallpauschalen in den Kliniken wurden
sich  die  Vertragspartner  Krankenkassen  und
Krankenhäuser, auf Vorschlag des Gesetzgebers,
trotz  unterschiedlicher  Interessenlagen  sehr
schnell einig.

Die  Funktionäre  bei  den  Kassen  und
Kassenverbänden  sahen  die  Chance,  von  den
personell  aufwendigen  Verhandlungen  über

wirtschaftliche Selbstkosten befreit zu werden und
die  Verantwortung  für  Nichteinigung  abzulegen.
Nun  war  der  Weg  dafür  frei,  die  Wettbewerbs-
trommeln  für  neue  Mitgliedschaften  anzukurbeln.
Die Spezialisten aus dem Krankenhauswesen bei
den  Krankenkassen  hatten  keine  Chance,
Funktionäre umzustimmen. Es lag auf  der Hand,
dass demgegenüber die Klinikleitungen erhebliche
Erlössteigerungen durch erhöhte Eingriffe erwarten
konnten. 

Jetzt  ist  überall  festzustellen,  dass  in
keinem  anderen  Land  in  Westeuropa  so  viel
operiert  wird wie bei uns. Die weit  überwiegende
Anzahl  der  Klinikchefs  weisen  ihre  Ärzte  an,
möglichst viele Eingriffe vorzunehmen, weil diese
erhebliche Mehrerlöse bringen. Nun wundern sich
viele Bürger, aber auch Journalisten und Politiker,
wieso  denn  bis  zu  40%  der  Kliniken  keine
schwarzen Zahlen schreiben. Ein wichtiger Grund
ist  anzuführen,  dass  nämlich  stationäre
Einrichtungen  der  kommunalen  Trägerschaften
aufgrund der Einflüsse der starken Gewerkschaft
Verdi  bei  den  Kommunalpolitikern  durchsetzten,
wegen  der  eingeführten  neuen  Krankenhaus-
vergütung  erhöhte  Personalbesetzungen  einzu-
richten, zumal Verhandlungen über wirtschaftliche
Betriebsabläufe  nicht  mehr  erforderlich  wurden.
Derartige  Kostensteigerungen  waren  aber
keineswegs  in  den  nun  zu  berechnenden
diagnosebezogenen Fallpauschalen abgedeckt. 

Private  Krankenhäuser  in  Umwandlung
von  Aktiengesellschaften  gingen  eher  den
umgekehrten  Weg,  pressten  insbesondere  das
eingesetzte  Pflegepersonal  wie  eine  Zitrone  aus
und  sind  heute  weitestgehend  reine  Medizin-
betriebe. Das Ergebnis ist bekannt. Diese Medizin-
betriebe erwirtschaften stabile Gewinne und kön-
nen so notwendige Investitionen umsetzen, denn
die  vom Land gezahlten  Investitions-Finanzmittel
reichen  nicht  aus,  sie  bleiben  gegenüber  den
Rechtsansprüchen zurück. 

Die  Politik  wäscht  sich  die  Hände  in
Unschuld  und  will  partout  keine  Änderung  des
Vergütungsrechts. Innerhalb der letzten zehn Jahre
sind die Ausgaben bei den Kassen für stationäre
Leistungen  um ca.  36% gestiegen,  die  von  den
Beitragszahlern  finanziert  werden.  Ähnliche  Stei-
gerungssätze  gibt  es  nur  im  Energiebereich,  bei
den   Medikamentenausgaben  oder  bei  den  Ein-
kommen der niedergelassenen Ärzte. 

Die  Leistungsexplosion  in  den  Kranken-
häusern könnte ganz zügig beendet werden durch
ein  verständliches,  nachzuvollziehendes  Vergü-
tungssystem.  Gesetzlich  vorgegebene  wirtschaft-
liche  Personalbesetzungszahlen  nach  den  Lei-
stungsanforderungen  und  die  Berücksichtigung
notwendiger  Sachkostenpositionen  würden  jähr-
liche  Gesamt - Fallkosten  ergeben,  die  mit   der 

(Fortsetzung auf Seite 6)
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(Behandlungs) -Fallzahl dividiert  werden könnten.
So würde sich eine durchschnittliche (Patienten)-
Pauschale  ergeben,  also  für  alle  Aufenthalte  mit
einer Grenzverweildauer und für einen Leistungs-
rahmen,  abgesehen  von  den  sogenannten
Sonderentgelten für besonders teure Operationen.
Die  Operationswut  am  Patienten  und  die
Ausgabenflut bei den Kassen hätten ein Ende. Es
ist  klar,  beide  Vertragspartner  haben  daran  kein
Interesse. Viele kompetente Leitende Ärzte werden
nicht gefragt, ihre Vorstellungen von Gesundungs-
Behandlungen  stehen  nicht  zur  Debatte.  Die
nachgeordneten  Ärzte  haben  sich  sowieso
unterzuordnen.                                 Günter Steffen

  

Demenzinitiativen

Demenz  ist  ein  Thema  das  uns  alle
angeht.  Die  Zahl  der  Demenzkranken  wächst.
Deshalb möchte ich mal auf drei lokale Allianzen
hinweisen,  die  sich  inzwischen  in  Bremen   für
Menschen  mit  Demenz  und  auch  für  deren
Angehörige  gebildet  haben.  Diese  Initiativen
setzen  sich  für  mehr  Lebensqualität  der
betroffenen  Menschen  ein.  Insgesamt  gibt  es
bundesweit 300 solcher Allianzen.

Eine  wichtige  Hilfe  für  pflegende
Angehörige und ältere Menschen in Bremen ist die
Demenz Informations- und Koordinationsstelle
(DIKS).  Sie besteht seit 2003 und wird vom Land
Bremen  sowie  in  Teilen  von  den  Pflegekassen
gefördert.  Sie  ist  eine  unabhängige  Demenz-
Beratungsstelle  und  arbeitet  mit  allen
Einrichtungen  in  der  Stadt  Bremen  zusammen.
Zum Angebot gehören:

 Kostenlose  Beratungen  zu  allen  Themen
im Bereich Demenz

 Informationen  zu  den  Einrichtungen  und
Angeboten  für  Menschen  mit  Demenz in
Bremen.

 Unterstützung durch Selbsthilfegruppen für
Angehörige von Menschen mit Demenz 

 Bremer  Demenz  Newsletter,  eine
kostenlose  E-Mail-Information,  die
vierteljährlich  an  Interessierte  und
Angehörige verschickt wird.

Kontakt:
Bahnhofstr. 32  (der Eingang liegt aber am 
Philosophenweg!), 28195 Bremen,
Ansprechpartner/-innen per Telefon: 
Tanja Meier (0421) 14 62 94 - 44, 
Stefanie Arndt-Bosau (0421) 14 62 94 – 45, 
Helmut Schwertner (0421) 14 62 94-46 
 Der DIKS angeschlossen ist  eine weitere
Hilfsquelle,  nämlich  die  Help-Line.  Sie  ist  ein
Telefondienst,  mit  dessen  MitarbeiterInnen  alle
diejenigen, die bezüglich einer Demenzerkrankung
in ihrem engeren sozialen Umfeld  Rat und Hilfe

brauchen,  über  belastende  Situationen  sprechen
können,  auf  Wunsch  auch  anonym.  Älter  zu
werden  kann  etwas  sehr  Schönes  sein  und
bedeutet  nicht  per  se  eine  schwierige
Lebenssituation.  Aber  manchmal  wünscht  man
sich vielleicht einen/eine Gesprächspartner/-in, mit
dem/der  man  sich  regelmäßig  austauschen  und
beraten kann. 
Kontakt  zu  den  Koordinatorinnen  Jutta  Gräbner
und Gisela Ullrich per Telefon:  (0421) 7948498
montags- freitags von 14.00 bis 17.00 Uhr 
E-Mail helpline@sozialag.de
Webseite helpline-bremen.de

Eine  weitere  Initiative  ist  die  Alzheimer
Gesellschaft  Lilienthal  und um zu.  Sie  verfügt
über  ein  vom  Land  Niedersachsen  anerkanntes
„niederschwelliges  Betreuungsangebot“  und  darf
im  Rahmen  der  Pflegeversicherung  (Pflege-
leistungs-Ergänzungsgesetz)  Menschen  mit
Demenz  in  Gruppen  oder  auch  im  eigenen
häuslichen  Bereich  betreuen. Sprechstunden
finden  nach  telefonischer  Absprache  oder  nach
Kontaktaufnahme per E-Mail statt.
Kontakt: Telefon: 0173 / 67 84 777
E-Mail: info@alz-lilienthal.de
www.alzheimer-gesellschaft-lilienthal.de
                                                              Anna Möller

           7. Bremer Fachtag Demenz 

Unter  dem Motto:  „Demenz – das Leben
annehmen“ findet der Bremer Informationstag am
25. September 2015 auf dem Bremer Marktplatz
statt. 

Von 10:00 bis 16:30 Uhr können sich Men-
schen  mit  und  ohne  Demenz  an  zahlreichen
Informationsständen  über  die  breite  Unter-
stützungspalette  in  Bremen  informieren.  Alle
Möglichkeiten  aus  den  Bereichen  Beratung,
Diagnostik,  Pflege,  Betreuung,  Freizeit  und Woh-
nen sind auf dem Marktplatz vertreten. Fragen zur
Feststellung  einer  Demenz,  zu
Unterstützungsmöglichkeiten  bei  Pflege  und
Betreuung von demenzkranken Angehörigen oder
zu  richtigen  Wohnformen  von  Demenzkranken,
wenn es zu Hause nicht mehr alleine geht, werden
beantwortet. 

Neben  Informationen  zu  den  einzelnen
Angeboten werden auch die bestehenden Bremer
Demenz-Stadtteil-Initiativen  vorgestellt.  Zusätzlich
gibt es in der Stadtwaage (Langenstraße 13) drei
kostenlose  Vorträge  und  es  präsentieren  sich
Angebote  wie  zum  Beispiel,  die  „Mobile  Reha“
oder „24-Stunden-Betreuung“.

Gegen 16.20  Uhr  versammeln  sich dann
alle  interessierten  Menschen  mit  und  ohne
Demenz  an  4  Standorten  in  der  Nähe  des
Marktplatzes. Begleitet mit Musik ziehen die 

(Fortsetzung auf Seite 7)
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Gruppen zum Marktplatz.  Gemeinsam wollen wir
damit  ein  Zeichen  setzen,  dass  wir  uns  für  ein
demenzfreundliches  Bremen  einsetzen.  Dazu
rufen  wir  Menschen  mit  Demenz,  Angehörige,
Nachbarn,  Freunde,  BürgerInnen,  Pflege-  und
Betreuungskräfte  auf,  sich  an  diesem
Sternenmarsch zu beteiligen,  der um 17 Uhr auf
dem  Marktplatz  endet.  Im  Rahmen  der
Veranstaltungen  werden  auch  Forderungen  und
Wünsche  zur  Verbesserung  der  Situation  von
Menschen mit Demenz und deren Familien an die
politisch  Verantwortlichen  in  Bremen  übergeben.
Petitionskärtchen dazu erhalten Sie bei der DIKS.
Nähere Informationen: DIKS, Tel.: 0421 – 14 62 
94 44      www.diks-bremen.de

Landesteilhabebeirat für die Umsetzung
der UN - Behindertenrechtskonvention

Seit  dem  31.03.2015  ist  die  Bremische
Seniorenvertretung als  ständiger  Gast im
Landesteilhabebeirat  für  die  Umsetzung der  UN-
Behindertenkonvention vertreten.  Mit  der  Bremer
SV  sind  als  ständige  Gäste der  kommunale
Behindertenbeauftragte  Bremerhaven,  die   Lan-
desarbeitsgemeinschaft  der  Freien  Wohlfahrts-
pflege,  die  Stadtgemeinde  Bremen,  die  Zentral-
stelle  für  die  Verwirklichung  der  Gleichberechti-
gung der Frau, alle Fraktionen der Bürgerschafts-
parteien, der Bremer Jugendring sowie der Bremer
Rat für Integration annonciert. 

Zu  den  ständigen Mitgliedern des  Lan-
desteilhabebeirats gehören der Landesverband der
Gehörlosen,  der  Blinden-  und  Sehbehinderten-
verein, Selbstbestimmt Leben e.V., die Lebenshilfe
Bremen e.V., der  Sozialverband Deutschland, die
Landesarbeitsgemeinschaft der Werkstatträte, der
Landesverband  der  Psychiatrieerfahrenen,  der
Bundesverband  Kleinwüchsiger  Menschen e.  V.,
der  Inklusionsbeirat  Bremerhaven  und  der
Landesbehindertenbeauftragte.

Ständige  beratende  Mitglieder  sind
sämtliche senatorischen Dienststellen.

Zu  den  Aufgaben  des  Landesteil-
habebeirates  gehören  die  Mitarbeit  an  der  Um-
setzung der UN-Behindertenrechtskonvention und
des Aktionsplans im Land Bremen. Dabei geht es
im  Einzelnen  um  dessen  Weiterentwicklung  und
um  die  Realisierung  der  darin  enthaltenen
Maßnahmen.
 Am  26.03.2009  hat  die  UN-Behinderten-
rechtskonvention  in  Deutschland  Verbindlichkeit
erhalten. Damit sind die Bundesländer unmittelbar 
verpflichtet,  sie   im  Rahmen  ihrer  Zuständigkeit
umzusetzen.  Wie auf  Bundesebene wurde hierzu
auch in  Bremen ein Landesaktionsplan erstellt.

Nach  Artikel  35  der  UN-Behinderten-
rechtskonvention  ist  jeder  Vertragsstaat  ver-

pflichtet,  in  vorgegebenen  Zeitabständen  einen
Umsetzungsbericht  über  den  aktuellen  Stand
vorzulegen.  Der  Bericht  soll  abschließend
Maßnahmen zur Verbesserung der Durchsetzung
von Menschenrechten empfehlen. Die Lage in den
Bundesländern  wird  ständig  zur  Disposition
gestellt.

Folgende  Themen  könnten  insbesondere
die Seniorenschaft im Land Bremen interessieren: 

 der  Umbau  von  54  Bushaltestellen  im
Stadtbereich,  um  Barrierefreiheit  herzu-
stellen; 

 die Schulung der Ortbeiräte;
 gesundheitliche  Versorgung  älterer  und

behinderter Menschen; 
 Gespräche  über  Migration  und  Behin-

derung; 
 Begleitung für behinderte Menschen durch

Stadtführer/-innen; Herstellung von Barrie-
refreiheit  in  öffenlichen,  alten  und  denk-
malgeschützten  Gebäuden  unter  Abwä-
gung  aller  Schwierigkeiten  und  Hinder-
nisse;

 Förderung  der  Gebärdensprache  für  Be-
hinderte;

 Erweiterung der Inklusion; 
 zeitnahe  Reform  des  Behinderten-  und

Gleichstellungsgesetzes; 
 Gewährleistung  der  Gleichstellung  und

Selbstbestimmung für Behinderte.
Viele Dinge, die auf der Sitzung des Landesteilha-
bebeirates  behandelt  wurden,  treffen  auch
zwangsläufig für Seniorinnen/Senioren  zu. Gerade
aus diesem Grunde ist die aktive Mitarbeit in dieser
Versammlung wichtig.
Man  hat  mich  seitens  der  Bremer
Seniorenvertretung in den Beirat entsandt und zur 
Mitarbeit  verpfichtet.                       Ernst Benthien

        Angebote im Alten Schlauchturm

Der  sanierte  „Schlauchturm“  der  ehemaligen
Feuerwache auf dem Ge-
lände  des  Stiftungs-
dorfes Gröpelingen,  El-
binger  Straße  6,  Gröpe-
linger  Heerstraße  228
(hinterer  Innenhof),
bietet  Möglichkeiten  zur
interkulturellen  Begeg-
nung  bei  Kunst  und
handwerklicher  Betäti-
gung.  Die  Teilnahme  ist
unverbindlich  und kosten-
frei. Das  ehrenamtliche Mit-       Schlauchturm 
arbeiterInnen-Team des ZIS
freut  sich auf Sie!                (Foto: G.Münchmeyer-Elis)
                    (Fortsetzung auf Seite 8)
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Folgende Angebote finden wöchentlich im 
Schlauchturm statt: 

Holzwerkstatt                         Erwin Weide
dienstags und donnerstags
von 14.00 bis 16.00 Uhr

Papier-Marmorieren „Ebru“  Yusra Rasul
dienstags
von 16.00 bis 18.00 Uhr

Gestalten mit Papier           Renate Andreas
freitags
von 10.00 bis 12.00 Uhr

Schmuck und Gestalten          Hatice Turan
mit Perlen und Pailetten
montags
von 10.00 bis 12.00 Uhr

Information:
Gabriele Helm-Trenkler,    Tel.: 3803071

(Quelle: Mitteilung des ZIS, Juni 2015)

   

Aus dem    
    Seniorenbeirat   
      der Seestadt 
     Bremerhaven

         
    Günter Lemke bleibt  unvergessen

                                             (Foto: BEW Bremerhaven) 

Der allseits  beliebte Stadtrat  a. D.  starb
am  22.04.15  im  Alter  von  84  Jahren.  In
seiner  langjährigen    hauptberuflichen   Tätigkeit
widmete er sich besonders der älteren Generation.
Unter verantwortlicher  Leitung des Dezernates für
Soziales,  Arbeit  und  Gesundheit   war   der
Magistrat  der  Stadt   Bremerhaven  mit  seinen
Seniorentreffpunkten  beispielhafter  Vorreiter  von
sechs  städtischen   Einrichtungen  zur  sinnvollen
Freizeitgestaltung  nach  dem  Grundsatz,  "der
Einsamkeit  entgegen zu wirken".   

Als  Sozialdemokrat  und Gewerkschafter
setzte  er  sich  für  die  Einrichtung  einer  selbst
verantwortlichen Seniorenvertretung mit demokra-
tisch gewählten Ältestenräten   der  Begegnungs-
stätten ein, die für die Bremerhavener Bürger ab
55.  Lebensjahr  auch  heute  noch  ganztägig
geöffnet  sind. 

Hiermit  würdigen  wir  in  unvergessener,
bleibender   Erinnerung sein engagiertes Wirken.

               Seniorenbeirat Bremerhaven
                          Wilhelm Behrens
                            1.Vorsitzender

Impressum

Landesseniorenvertretung
Tivoli-Hochhaus, 4.Etage, Z.14

Bahnhofsplatz 29
28195 Bremen,

Tel.: (0421) 3 61 67 69
E-Mail: Seniorenvertretung@soziales.bremen.de

www.seniorenlotse.bremen.de/senioren-
vertretung

Der DURCHBLICK ist das Mitteilungsblatt  der
Seniorenvertretungen im Lande Bremen

Redaktion:
Gerd Feller  (V.i.S.d.P)

E-Mail: gerd.h.feller@nord-com.net
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Redaktionsschluss: Jeweils der 15. des Monats,
der dem nächsten Erscheinungstermin

vorausgeht.

Nichts ist besser geeignet, 
die Verschmelzung der

widerstrebenden Elemente 
zu fördern, 

als gemeinsame Arbeit an
gemeinsamen Aufgaben. 

     (Otto Fürst von 
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Bremen kentinde nüfusun % 23  ü

yoksulluk riski altındadır.  En fazla  yoksulluk  riski
altında  olan aşırı  borçlu  insanlar,  sosyal  açıdan
dezavantajlı  aileden   gelen  küçük  çocuklar  ve
çocuklu  tek ebeveynler. 

Sosyal  ve temel güvenlik yardımı alanlar 

Bremen (şehir) Göçmen kökenli
olmayan

Göçmen kökenli

Sosyal yardım alan
(> 40 yaş)

72.386 20.885

Temel güvenlik 
yardımı alan
(> 65 yaş)

9.595 1.918

(Kaynak: Stat. Landesamt Bremen.2013)

Ilçelere göre yoksulluk Oranları (örnek)

Nüfus Gröpelingen Huchting

Toplam
 
Göçmenler

35.565 29.269

15.631 (44%) 10.932 ( % 37 ) 

Ortalama yıllık 
gelir

18.234 € 23.528 €

Temel güvenlik 
alıcıları

> 65 yaş üzeri
 
Göçmenler

926 648

523 (56%) 469 (72%)

216 183

ilçe Hemelingen Schwachhausen

Toplam

Göçmenler 

42.097 38.185

13.096 (31%) 6.349 (16,6%)

Ortalama yıllık 
gelir

25.844 € 48.283 €

Temel güvenlik 
alıcıları

> 65 yaş üzeri
 
Göçmenler

565 291

296 (52%) 206 (70,7%)

132 39

(Kaynak: Statist. Landesamt Bremen 2013)

Bremen'de refah ve servet düzeyleri , ilçe
nüfusuna göre göçmenlerin oranı 

Refah 
seviyesi

Gelir
Euro

olarak

ilçe sayısı  Göçmenlerin
oranı

         %

ayrıcalıklı
ve güvenli
refah

50.001 -
101.750 

13
örnek

Oberneuland,
Borgfeld,
Schwach-

hausen

15

emin
ve mütevazı
refah

  33.382 - 
50.000

28
örnek

Arsten,
Osterholz,
Horn-Lehe

15,1 – 26,6

mütevazı ve
istikrarsız
refah

 25.001 -
33.381

21
örnek

Mahndorf,
Walle,

Huchting 

26,7 - 40

Yerleşmiş 
yoksulluk

 25.000 €
kadar

16
örnek

Gröpelingen,
Hemelingen,

Tenever,
Kattenturm

40,1 – 61,6

(Kaynak: Institut Arbeit und Wirtschaft, Bremen üniversitesi)
 

Kurumların dışında  (65+) Temel Güvenlik
yardımı alanlar 

Tüm alıcılar Bremen
Eyaleti 

Bremen
Şehri

Bremer-
haven

2007 5.860 4.592 1.387

2012 7.137 5.742 1.387

Yabancı sosyal
yardım alıcıları 

Bremen
Eyaleti 

Bremen
Şehiri

Bremer-
haven

2007 1.468 1.286 182

2012 1.759 1.546 213
(Kaynak: Lebenslagen in Bremen , 2014 s.57 / 58)

SGB XII   4.  Bölüm e.v.E göre  sosyal  yardım
alan kadınların (65  yaş ve üzeri  )     yüzde
oranı

Bremen
Eyaleti 

Bremen
Şehri

Bremer-
haven

2007 68,90% 67,70% 73,20%

2012 64,9% 64,1% 68,2%
(Kaynak:Lebenslagen in Bremen , 2014 s.58)

Bremen'de, 27.500 çocuk  yaşıyor   (% 33)
çocuk  yoksulluk içinde veya yoksulluk riski altında.
Bremen'de  12 ilçede % 30 - 40 oranında , 4 ilçede
% 50 oranında çocuk    yoksulluk tehdidi  altında.
 Yaşlılarda da finansal sorunlar var. Eğer gelirleri
ortalama  gelirin % 60 altında ise yoksulluk tehdidi 

                   (Devami sayfa 10)                           

Gerçeklerin gözden geçirilmesi
Göçmen kökenli insanlar arasındaki

yoksulluk
Bölüm 3: Bremen'de durum 
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var. Pek  çok  iş  yılına  rağmen onlar   için   günlük
ihtiyaçlarını  karşılamak zor.Kadınlar  da  yukarıda
belirtilen yıllar itibarı ile genellikle açık bir şekilde
yoksulluk riski altındadır.

Yaşlılık  (65  ve  üzeri  )ve  sakatlık  durumunda
(SGB XII   Dördüncü bölüm  )   temel güvenlik
yardımı alan tüm yabancı alıcıların  yüzde oranı

Yaşlılıkta temel güvenlik(65 yaş ve üzeri) dış kurumlar

Kadın oranı Bremen 
Eyaleti 

Bremen Şehri Bremerhaven

2007 61% 60,3 66,5

2012 62,4 61,9 65,7

(Kaynak: Lebenslagen in Bremen , 2014 s.59)
Bremen  eyaletinde,   SGB  XII  Dördüncü

Bölüm   a.v.E.  göre   ,sosyal  yardım  alan  tüm
kadınların  %  23.7  (2012)   yabancı  kadın.
Bremen'de % 26,  Bremerhaven'da % 14,8. Genel
olarak,  yardım  alan    kadınların  oranında 2007
yılına göre artış olmuştur. (Kaynak: Lebenslagen in
Bremen  , 2014  s.59).  Bremen'de  yaşayan
insanların,  pozitif  ekonomik  büyüme  ve  azalan
işsizliğe rağmen  yaklaşık  % 23  (2012)  yoksulluk
riski  altındadır. Bremen  eyaletinde  %  19.1
yoksulluk  oranı,  %  15,1  Almanya  genel
ortalamasının üzerindedir.Buna  karşılık,  Bremen
şehrinde % 22.3  ayni şekilde  genel   ortalama %
15,2 nin  üzerindedir. (Kaynak:  Lebenslage  in  Bremen,
2014 s.267).

Yoksulluk tehdidi  nedenleri  karmaşık  olup
menşe her iki  grup için  de büyük ölçüde aynıdır,
ancak bazı farklılıklar da vardır.2014 yılı Fakirlik ve
Zenginlik  Raporu   (AuRB  -Armuts  und
Reichtumsbericht)  göre  göçmenler  arasında
genellikle  maddi sınırlamalar zaten belirli  kültürell
zorluklar,topluma katılımı daha da zorlaştırmakta .
Burada  zamanında  takviye  ve  destek  ihtiyacı
ortaya çıkmakta.   Genel olarak, rapor göçmenlerin
giderek  yoksulluk  riski  altında  olan gruba  dahil
olduklarını belirtiyor.  Fakat özellikle  "  mesleki
eğitimi  olmayan insanlar" yoksulluk riski altındadır.
"Bremen' de , mesleki eğitime  sahip olmayanların
oranı  yaklaşık  % 40  tır. Temelde,  yoksulluk  riski
genel  olarak  tüm  mesleki   alanlarda   artmış  ve
zamanla,  mesleki eğitimi olmayan göçmen kökenli
insanlar için, özellikle daha da fazla   artmıştır.
(Kaynak: Lebenslagen in Bremen,  2014 s.123).

Bremen  2014  Aurb  verileri  son    derece
geniştir. "Durchblick" dergisi genel ve belirli bir grub
için  yoksulluk   risk  işaretlerinin bütün  özellikleri
hakkında  bilgi  veremez.  Fakat  referansları  ile
uyarmak ve bu  verileri  sağlayan kaynağa  dikkat
çekmek  olabilir.  Seçilen  veri  sayıları  Bremen'de
göçmen kökenli  insanlar  üzerindeki   yoksulluğun
artması etkisinin  ilk  göstergeleridir.  Kim,  konuyu
daha detaylı incelemek isterse,   internetten  Aurb

2014  "Lebenslagen  im  Land  Bremen  '' :  www.
2.armuts- und reichtumsbericht bremen 2014.  den
bulabilir.

Bremen  Yaşlılar  Temsilciliği  çalışma grubu
" politika"  yoksulluk  sorunu ile ilgilenmeye  devam
edecektir.  Burada, odak  sadece  yaşlıların mevcut
durumu değil ,  özellikle eğitim, işgücü piyasası ve
emeklilik  sisteminde  daha  anlamlı  reformların
gecikmesi  halinde  önemli  problemler  ile
karşılaşılacak  olan  genç   nesillerin  geleceğidir.
Yaşlılar  Temsilciliği,  son yıllarda konuyu  pek çok
kere  ele  alarak   düzenli  olarak  kamuya   konu
hakkında  düşüncelerini  açıklamış  ve"Durchblick"
de yayınlanmıştır. ("Durchblick"  yayınlarına  bkz.
2012-2014 Faktencheck). Zeynep Sümer/Gerd Feller
(–  Armut  unter  Menschen  mit  Migrationshintergrund,  aus
“Durchblick” 183, S.2-3)  

Eski itfaiye deposunda ( Schlauchturm )
kurslar

Stiftungsdorfes Gröpelingen ,  Elbinger Str.
6,  Gröpelinger   Heerstraße  228  /  iç  avlu  ,
adresinde  ,  eski  itfaiyenin  (Feuerwache)  tamir
edilen  hortum  deposunda  (Schlauchturm)
kültürlerarası  sanat  ve  elişleri  etkinlikleri
sunulmaktadır.ZİS  gönüllü  çalışanlar  ekibi
ziyaretinizden memnuniyet duyacaktır.
Katılım bağlayıcı olmayıp ücretsizdir.

Haftalık kurslar aşağıda belirtilmiştir :

Ağaç işleri atölyesi                         Erwin Weide
salı ve perşembe       saat 14.00 – 16.00 arası

Ebru çalışmaları                               Yusra Rasul
salı günleri                  saat 16.00 - 18.00 arası

Kaıt tasarım                               Renate Andreas
cuma  günleri              saat  10.00 – 12.00 arası

Takı tasarım                                   Hatice Turan
boncuk ve pul ile 
pazartesi günleri           saat  10.00 – 12.00 arası

İnformasyon:  
Gabriele Helm-Trenkler,     Tel.: 38 03 071

(Angebote im Alten Schlauchturm, Durchblick Nr.186, S.8)

Tercüme: Dipl.jur. Feride Abdeljalil 
Editör: Zeynep Sümer                       
(Mit Unterstützung der Senatskanzlei, Referat Integration)
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